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• Seit der Finanzkrise 2007/2008 wird viel über Geld- und Währungsreformen diskutiert. Mit der 

Emission von Bitcoins sind auch erste praktische marktwirtschaftliche Alternativen zum staatli-

chen Monopolgeld erkennbar. 

• Auch nach einem Zusammenbruch unseres derzeitigen staatlichen Geldsystems wird es einige 

Zeit dauern, bis sich eine funktionierende marktwirtschaftliche Geldordnung entwickelt. 

• Die sofortige Zulassung von konkurrierenden Privatwährungen und eines allumfassenden Wäh-

rungswettbewerbs wird nicht zu einem sofortigen vollständigen Verfall der staatlichen Währun-

gen und einem Zusammenbruch unseres gesamten Finanzsektors führen. 

 

 

Menschliches Handeln benötigt immer Zeit und 

ist nur im Zeitablauf möglich. Aus diesem Grund 

fällt eine marktwirtschaftliche Geldordnung 

auch dann nicht über Nacht vom Himmel, falls 

unse-re derzeitige aus ungedecktem staatlichen 

Zwangspapiergeld bestehende Geldordnung 

zusammenbrechen wird. Eine marktwirtschaftli-

che Geldordnung kann sich nur schrittweise 

entwickeln. 

 

Aber gerade deshalb ist die sofortige Zulassung 

von konkurrierenden Privatwährungen und die 

Ermöglichung eines allumfassenden Währungs-

wettbewerbs die wichtigste wirtschaftspoliti-

sche Forderung unserer Zeit. Denn selbst nach 

dem Zusammenbruch des staatlichen Geldmo-

nopols wird es einige Zeit dauern, bis parallel zu 

staatlichen Währungen eine befriedigende An-

zahl von privaten Währungsemissionsbanken 

entstanden ist, die eine ausreichende Menge 

von gutem Geld emittieren können. Und die 

Menschen benötigen Zeit, den Umgang mit 

verschiedenen unterscheidbaren Währungen im 

Alltag zu lernen und diese parallel zu den staat-

lichen Währungen zu verwenden. Notabene: 

Hier ist von konkurrierenden Privatwährungen 

die Rede, nicht von staatlichen Parallelwährun-

gen. 

 

Bei Gewährung von vollständiger Produzenten- 

und Konsumentenfreiheit im Finanzsektor wird 

es den einzelnen Menschen ermöglicht, in de-

zentralen Entdeckungsverfahren zu lernen, wel-

che Geldart je nach individueller Situation und 

Bedürfnis und individueller Transaktionskosten-

lage jeweils für sie sinnvoll ist. Da niemand frei-

willig schlechtes Geld hält, wird der sich entwi-

ckelnde Währungswettbewerb die privaten, 

aber auch die staatlichen Geldproduzenten dazu 

anhalten, besseres Geld zu produzieren. Die 
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Produktion von schlechtem Geld und die Ver-

schlechterung von gutem Geld wird von den 

einzelnen Menschen aufgrund ihrer freien 

Wahlmöglichkeit zwischen unterscheidbaren 

privaten und staatlichen Währungen, also auf-

grund ihrer Konsumentenfreiheit, durch Ab-

wanderung zu konkurrierenden Geldproduzen-

ten und besserem Geld bestraft werden, was im 

derzeitigen staatlichen Papiergeldmonopol nur 

höchst eingeschränkt und in der Regel nur für 

reiche Menschen möglich ist. 

   

Die individuelle Nachfrage nach gutem Geld 

würde bei einem allumfassenden Wäh-

rungswettbewerb und der Möglichkeit für alle 

Menschen, die Produzenten von schlechtem 

Geld durch Abwanderung zu bestrafen, auch 

dazu führen, daß sich evolutionär eine neue 

Geldordnung entwickelt, in der die Möglichkei-

ten zur Geld- und Kreditschöpfung aus dem 

Nichts aufgrund von Wettbewerb beschränkt 

sind und dadurch die Wahrscheinlichkeit von 

gefährlichen Investitionsblasen sinkt. Hieran 

läßt sich auch ablesen, daß eine nachhaltige 

Stabilisierung unserer Volkswirtschaften 

schrittweise von unten – durch die dezentrale 

Produktion von und Nachfrage nach gutem Geld 

– möglich ist. Der Staat hat in diesem Stabilisie-

rungsprozeß die Aufgabe, durch ein geeignetes 

Privatrecht die Vertragsfreiheit in Währungsge-

schäften und Wettbewerb zwischen privaten 

Währungen, zwischen privaten und staatlichen 

Währungen und zwischen staatlichen Währun-

gen zu ermöglichen.  

 

Für sein eigenes Geld kann der Staat durch sei-

ne Zentralbank nach wie vor Zinssätze festlegen. 

Die evolutionäre Entstehung einer marktwirt-

schaftlichen Geldordnung würde es jedoch 

mehr und mehr erschweren, eine Niedrigzins- 

oder gar Negativzinspolitik durchzusetzen. Die 

privaten Emissionsbanken würden auf diese 

Zentralbankpolitik sofort durch höhere Zinsen 

reagieren, die sich auf Höhe des natürlichen 

Zinses einpendeln würden, und die Geldnach-

frage so in ihre Privatwährungen lenken.  

 

Vorschriften bezüglich der materiellen Deckung 

von Währungen oder gar ein Goldstandard sind 

sowohl unnötig als auch schädlich. Denn der 

Wettbewerb würde die emittierenden Instituti-

onen weit wirksamer dazu zwingen, den Wert 

ihres Geldes zu erhalten, als es irgendeine Ver-

pflichtung zur Einlösung des Geldes in Gold oder 

andere Güter könnte. Natürlich könnte es ge-

schehen, daß sich bei freiem Wettbewerb zwi-

schen verschiedenen Geldarten zunächst Gold 

als die beliebteste Geldart erweist. Die zuneh-

mende Nachfrage nach Gold würde aber zu 

einem enormen Anstieg und zu heftigen 

Schwankungen des Goldpreises führen, so daß 

Gold aufhören würde, sich als Geldeinheit für 

den Geschäftsverkehr und das Rechnungswesen 

zu eignen. 

 

Inwieweit in einer marktwirtschaftlichen Geld-

ordnung materiell gedeckte Währungen domi-

nieren werden, läßt sich ex ante nicht bemes-

sen, weil die einzelnen Menschen die freie Wahl 

haben, sowohl gedeckte als auch ungedeckte 

Währungen zu produzieren oder nachzufragen. 

Diese Währungen werden wie zur Zeit auch 

über Kredite oder durch Verkauf gegen andere 

Währungen verfügbar gemacht. Inwieweit in 

einer marktwirtschaftlichen Geldordnung Kredi-

te, die nicht durch Ersparnisse gedeckt sind, 

vergeben werden können, hängt vom Verhältnis 

von Angebot und Nachfrage nach ungedeckten 

Währungen ab. Da niemand freiwillig auf Dauer 

schlechtes Geld nachfragt, ist jedoch zu vermu-

ten, daß sich der Anteil der Kredite, die nicht 

durch Ersparnisse gedeckt sind, Schritt für 

Schritt verringern wird. Eine private Emissions-

bank gefährdet durch ihre Kreditschöpfungsak-

tivitäten den Wert der von ihr emittierten Wäh-

rung und ihre gesamte Existenz, da die privaten 
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Sparer zu einer konkurrierenden Währung von 

einer Bank wechseln können, die eine restrikti-

vere oder gar keine Kreditgeldschöpfung be-

treibt. 

 

Die sofortige Zulassung von konkurrierenden 

Privatwährungen und eines allumfassenden 

Währungswettbewerbs wird jedoch nicht zu 

einem sofortigen vollständigen Verfall der staat-

lichen Währungen, zu einem „Rennen“ aus den 

Staatswährungen und einem Zusammenbruch 

unseres gesamten Finanzsektors führen. Dieses 

wäre nur dann der Fall, wenn von heute auf 

morgen eine Situation vom Himmel fallen könn-

te, in der es ausreichend private Emissionsban-

ken gibt, die besseres als das staatliche Geld 

ohne Zeitverzögerung in ausreichender Menge 

und Verbreitung emittieren könnten, welches 

bei den Menschen zudem schon größeres Ver-

trauen erlangt haben müßte als das staatliche 

Geld. Um aus einer Währung sofort hinausge-

hen zu können, benötigt man auch sofort eine 

andere bessere Währung, in die man zu vertret-

baren Kosten hineingehen kann.  

 

Menschliches Handeln benötigt immer Zeit. Und 

bevor die staatlichen Währungen durch konkur-

rierende Privatwährungen Schritt für Schritt 

unter heilsamen Konkurrenzdruck geraten, wird 

eine gewisse Zeit vergehen. Aber gerade des-

halb müssen wir schon heute mit der Emission 

von konkurrierenden Privatwährungen begin-

nen. Wir haben keine Zeit zu verlieren. 
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RECHTLICHE HINWEISE 
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AG dargestellt werden. Die Beiträge werden nur zu Informationszwecken und ohne vertragliche oder sonstige Verpflichtung 
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